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B. Ministerium für Inneres und Sport

Anerkennung der Betreuungsstiftung Schaumburg 

Bek. d. MI v. 8. 10. 2010 — RV H 2.02 11741/B 78 —

Mit Schreiben vom 8. 10. 2010 hat das MI, Regierungsver-
tretung Hannover, als zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3
NStiftG vom 24. 7. 1968 (Nds. GVBl. S. 119), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 23. 11. 2004 (Nds. GVBl. S. 514), aufgrund
des Stiftungsgeschäfts am 17. 9. 2010 und der diesem beige-
fügten Stiftungssatzung die Betreuungsstiftung Schaumburg
mit Sitz in Stadthagen gemäß § 80 BGB als rechtsfähig aner-
kannt.

Zweck der Stiftung ist die Unterstützung von Personen, die
wegen ihrer geistigen, körperlichen oder seelischen Gebre-
chen dauernd auf fremde Hilfe angewiesen sind, vornehmlich
im Landkreis Schaumburg.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Betreuungsstiftung Schaumburg
c/o Betreuungsverein Schaumburg e. V. 
Börries-von-Münchhausen-Weg 2
31737 Rinteln.

— Nds. MBl. Nr. 38/2010 S. 975

 Anerkennung der Dr. Wolf Dietrich Sachweh 
Familienstiftung

Bek. d. MI v. 8. 10. 2010 — RV H 2.02 11741/W 36 —

Mit Schreiben vom 8. 10. 2010 hat das MI, Regierungsver-
tretung Hannover, als zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3
NStiftG vom 24. 7. 1968 (Nds. GVBl. S. 119), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 23. 11. 2004 (Nds. GVBl. S. 514), aufgrund
des Stiftungsgeschäfts am 1. 10. 2010 und der diesem bei-
gefügten Stiftungssatzung die Dr. Wolf Dietrich Sachweh Fa-
milienstiftung mit Sitz in Hannover gemäß § 80 BGB als
rechtsfähig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung der Nachkommen des
Stifters.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Dr. Wolf Dietrich Sachweh Familienstiftung
c/o Herrn Dr. Wolf Dietrich Sachweh
Wennigser Straße 49
30459 Hannover.

— Nds. MBl. Nr. 38/2010 S. 975

A. Staatskanzlei

B. Ministerium für Inneres und Sport

975
Bek. 8. 10. 2010, Anerkennung der Betreuungsstiftung
Schaumburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

975
Bek. 8. 10. 2010, Anerkennung der Dr. Wolf Dietrich Sach-
weh Familienstiftung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

C. Finanzministerium

D. Ministerium für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit
und Integration

976Erl. 16. 8. 2010, Gebührenfreie Leistungen des NLGA . . . . .
20220

E. Ministerium für Wissenschaft und Kultur

F. Kultusministerium

G. Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und Landesentwicklung

I. Justizministerium

K. Ministerium für Umwelt und Klimaschutz

Bischöfliches Generalvikariat Hildesheim

976

Gesetz 1. 8. 2010, Bischöfliches Gesetz für katholische all-
gemeinbildende Schulen in freier Trägerschaft im Bistum
Hildesheim (Bischöfliches Schulgesetz — BiSchG Hi —)  . . .

Bischöflich Münstersches Offizialat

982
Urk. 10. 3. 2010, Urkunde über die Errichtung der Katholi-
schen Kirchengemeinde St. Andreas in Cloppenburg  . . . . .

983
Urk. 10. 8. 2010, Urkunde über die Errichtung der Katholi-
schen Kirchengemeinde St. Gorgonius in Goldenstedt . . . . .

Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr

983

Vfg. 5. 10. 2010, Widmung, Umstufung und Einziehung
von Teilstrecken der Bundesstraße 73 auf dem Gebiet der
Stadt Otterndorf im Landkreis Cuxhaven . . . . . . . . . . . . . . .

Niedersächsische Landesmedienanstalt

984
Bek. 6. 10. 2010, Ausschreibung eines Kabelkanals im ana-
logen Kabelnetz für lokales oder regionales Fernsehen  . . . .

Staatliches Fischereiamt Bremerhaven

984

AV 4. 10. 2010, Ausweisung und Widerruf von Muschel-
kulturbezirken (Muschelfischereibetrieb Wolfgang Christof-
fers, Norden)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Celle

985
Bek. 7. 10. 2010, Feststellung gemäß § 3 a UVPG (Biogasan-
lage Bioenergie Bassen, Oyten) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Cuxhaven

985
Bek. 4. 10. 2010, Feststellung gemäß § 3 a UVPG (Neue
Energie Nindorf GmbH & Co. KG, Visselhövede)  . . . . . . . . .

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg

985
Bek. 24. 9. 2010, Feststellung gemäß § 3 a UVPG (Heide-
blume-Molkerei Elsdorf-Rotenburg AG, Elsdorf)  . . . . . . . . .

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Osnabrück

985
Bek. 23. 9. 2010, Feststellung gemäß § 3 a UVPG (Behling
Bioenergie GmbH & Co. KG, Menslage) . . . . . . . . . . . . . . . . .

Rechtsprechung
986Bundesverfassungsgericht  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

986Stellenausschreibung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

986Neuerscheinung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

60. (65.) Jahrgang Hannover, den 20. 10. 2010 Nummer 38



Nds. MBl. Nr. 38/2010

976

D. Ministerium für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integration

Gebührenfreie Leistungen des NLGA

Erl. d. MS v. 16. 8. 2010 
— 401.1–41 123/3/1, Z/1.31-05301-01 —

— VORIS 20220 —

— Im Einvernehmen mit dem MF —

Bezug: Erl. v. 15. 8. 2005 (Nds. MBl. S. 705)
— VORIS 20220 —

1. Die Leistungen des NLGA sind grundsätzlich gebühren-
pflichtig. Die Gebühren werden bestimmt durch die
a) Gebührenordnung für das Niedersächsische Landesgesund-

heitsamt vom 6. 12. 2001 (Nds. GVBl. S. 736), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 20. 1. 2010 (Nds. GVBl. S. 7),

b) AllGO vom 5. 6. 1997 (Nds. GVBl. S. 171), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 7. 12. 2009 (Nds. GVBl. S. 452).

2. Ausgenommen sind nachstehende, abschließend aufge-
führte Leistungen, die aufgrund der §§ 2, 14 und 11 Abs. 5
NVwKostG vom 25. 4. 2007 (Nds. GVBl. S. 172), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 17. 3. 2010 (Nds. GVBl. S. 134), oder
aufgrund anderer gesetzlicher Vorschriften gemäß § 20 Abs. 2
NVwKostG kostenfrei durchzuführen sind:
2.1 mikrobiologische Untersuchungen im Auftrag der Gesund-

heitsämter im Rahmen der Ermittlungstätigkeiten nach den
§§ 25, 26 und 29 IfSG;

2.2 mikrobiologische Untersuchungen im Rahmen der Auf-
gaben des Gesundheitsamtes nach § 19 IfSG unter den
Voraussetzungen des § 19 Abs. 2 Nr. 2 IfSG;

2.3 Untersuchungen im Auftrage von Landesbehörden und
Landeseinrichtungen, soweit die Gebühr nicht einem Drit-
ten zur Last zu legen ist;

2.4 bei Lehrerinnen im niedersächsischen Schuldienst der
Nachweis von Antikörpern gegen Erreger, die im Rahmen
einer Schwangerschaft von erheblicher Bedeutung sein
können, wie z. B. Röteln, Parvo B-19-Viren, Cytomegalie;

2.5 mikrobiologische Untersuchungen im Auftrag von Ge-
sundheitsämtern für Asylbegehrende und Spätaussiedle-
rinnen und Spätaussiedler;

2.6 HIV-Testung im Auftrag der Gesundheitsämter;

2.7 mikrobiologisch-epidemiologische Untersuchungen im Rah-
men von Sentinel-Erhebungen nach § 13 IfSG.

3. § 1 Abs. 3 der Gebührenordnung für das Niedersächsische
Landesgesundheitsamt wird für Krankenhäuser mit der Ein-
schränkung angewandt, dass die Versandpauschale auf die
Einsätze des Dienstwagens je Krankenhaus und nicht auf die
pro Krankenhaus anfallenden Proben erhoben wird.

4. Dieser Erl. tritt mit Wirkung vom 1. 11. 2010 in Kraft und
mit Ablauf des 31. 10. 2015 außer Kraft. Der Bezugserlass tritt
mit Ablauf des 31. 10. 2010 außer Kraft.

An das
Niedersächsische Landesgesundheitsamt
Nachrichtlich:
An die
Region Hannover, Landkreise und kreisfreien Städte sowie die Stadt
Göttingen

— Nds. MBl. Nr. 38/2010 S. 976

Bischöfliches Generalvikariat Hildesheim

Bischöfliches Gesetz
für katholische allgemeinbildende Schulen 

in freier Trägerschaft im Bistum Hildesheim
(Bischöfliches Schulgesetz — BiSchG Hi —)

Vom 1. 8. 2010
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Soweit dieses Gesetz auf natürliche Personen Bezug nimmt,
gilt es für weibliche und männliche Personen in gleicher Wei-
se. Dienst- und Funktionsbezeichnungen werden von Frauen
in der weiblichen Form geführt.

Präambel

Das Bischöfliche Schulgesetz soll den katholischen Schulen
in freier Trägerschaft Leitlinie und Hilfe sein zur Erfüllung ih-
rer Erziehungs- und Bildungsaufgaben im Geiste des Christen-
tums und nach der Lehre der Kirche. Eltern, Schüler, Lehrer
und Schulträger sind aufgefordert, durch die Verwirklichung
der in dem Bischöflichen Schulgesetz festgelegten Grundsätze
mitzuhelfen, dass die katholischen Schulen ihre wichtige
Aufgabe in unserer pluralen Gesellschaft erfüllen. Dabei hängt
es im besonderen Maße vom christlichen Vorbild und pädago-
gischen Geschick der Lehrer ab, wie weit die Zielsetzung einer
katholischen Schule verwirklicht werden kann. Aber auch die
Eltern und Schüler tragen dazu bei, dass es gelingt, eine At-
mosphäre zu schaffen, in der Hilfsbereitschaft, Vertrauen und
gegenseitige Achtung voreinander gedeihen können.

Die weltanschaulichen und pädagogischen Aussagen des
Bischöflichen Schulgesetzes orientieren sich insbesondere an
der Erklärung des Zweiten Vatikanischen Konzils „Über die
christliche Erziehung”, an dem Beschluss der Gemeinsamen
Synode der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland über
„Schwerpunkte kirchlicher Verantwortung im Bildungsbe-
reich” und an dem Codex Iuris Canonici (CIC), Katholische Er-
ziehung (cann. 793—821), hieraus Kapitel I: Schulen (cann.
796—806).
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§ 1
Zielsetzung

(1) Die katholischen Schulen in freier Trägerschaft sind ein
Angebot an Eltern, die für ihre Kinder eine im katholischen
Glauben wurzelnde, am christlichen Menschenbild orientier-
te Bildung und Erziehung in Wahrnehmung ihrer Elternrech-
te bejahen und wünschen. Dieses Angebot gilt auch für
volljährige Schüler.

(2) Die katholischen Schulen in freier Trägerschaft beachten
den Bildungsauftrag der öffentlichen Schulen und erfüllen in
ihren Lehr- und Erziehungszielen die sich daraus ergebenden
Anforderungen. Auf der Grundlage eines den öffentlichen
Schulen gleichwertigen Angebots an Bildungsgehalten wollen
sie den Schülern helfen, ihre Anlagen zu entfalten und sich zu
ganzheitlichen, selbständigen und gemeinschaftsgebundenen
Persönlichkeiten zu entwickeln. Diese Hilfe bezieht sich auf
die Förderung der intellektuellen Fähigkeiten, der emotiona-
len Kräfte und der schöpferischen Begabungen. Dabei soll der
Stellenwert der Leistung für den Einzelnen und für die Gesell-
schaft einsichtig werden.

(3) Eine umfassende religiöse Erziehung bestimmt als Prin-
zip den Unterricht mit und prägt das Schulleben. Der Religi-
onsunterricht ist Pflichtfach und hat eine zentrale Stellung.
Auch in den übrigen Fächern wird je nach ihren spezifischen
Möglichkeiten durch Lernziele und Stoffauswahl die Zielset-
zung der katholischen Schulen gefördert. Die katholischen
Schulen in freier Trägerschaft setzen sich auch mit den Denk-
weisen und Haltungen auseinander, die in heutiger Zeit Glau-
ben und Glaubensvollzug erschweren, und bemühen sich,
Hilfen für ein Leben aus dem Glauben zu geben.

(4) Die katholischen Schulen in freier Trägerschaft unter-
stützen das Anliegen der Ökumene und des interreligiösen
Dialogs. Dazu gehört, andere Überzeugungen zu respektieren
und sich um gegenseitiges Verständnis und Vertiefung des
Glaubens zu bemühen.

(5) Die Übereinstimmung von Eltern und Schülern mit den
Zielsetzungen der Schule und ihre vertrauensvolle Zusam-
menarbeit mit der Schule sind Voraussetzung für Aufnahme
und Verbleib des Schülers.

§ 2
Rechtsstellung

(1) Die katholischen Schulen in freier Trägerschaft sind
staatlich anerkannte Ersatzschulen im Sinne des Art. 7 des
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland und öf-
fentlichen Schulen gleichwertig. Sie erteilen Zeugnisse, die
dieselben Berechtigungen verleihen wie die der öffentlichen
Schulen. Die Schulträger können Lehr- und Lernziele selb-
ständig festlegen, sofern diese nicht hinter denen öffentlicher
Schulen zurückstehen. Abweichungen in den Lehr- und Er-
ziehungsmethoden und in den Lehrstoffen sind zulässig. Die
Schulträger haben das Recht, Lehr- und Lernmittel, insbeson-
dere Lehrbücher, in eigener Verantwortung auszuwählen.

(2) Das Recht der Eltern und Schüler, katholische Schulen
in freier Trägerschaft zu wählen, ist verfassungsrechtlich ge-
währleistet. Die Schulträger haben das Recht der freien Schü-
lerwahl, sofern eine Sonderung der Schüler nach den
Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird (Art. 7
Abs. 4 GG).

§ 3
Geltungsbereich

Das Bischöfliche Schulgesetz gilt für katholische allgemein-
bildende Schulen in freier Trägerschaft im Bistum Hildes-
heim.

§ 4
Schulträger

Der Schulträger ist für den Betrieb der Schule und für die
Verwirklichung ihrer Zielsetzung verantwortlich. Er ist An-
stellungsträger der an den Schulen Beschäftigten und deren
Dienstvorgesetzter. 

§ 5
Schulleiter

(1) Der Schulleiter vertritt, sofern dies nicht dem Schulträ-
ger vorbehalten ist, die Schule nach außen und nimmt die an
ihn delegierten Zuständigkeiten des Schulträgers wahr. Im
Rahmen dieser Zuständigkeiten trägt er die Verantwortung
für die Schule und deren Qualitätsmanagement, führt die Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung und nimmt die übrigen,
nicht den Konferenzen vorbehaltenen Aufgaben wahr. Der
Schriftverkehr mit der staatlichen Schulaufsicht erfolgt über
den Schulträger. Abweichungen regelt der Schulträger.

(2) Der Schulleiter leitet in Zusammenarbeit mit dem Kolle-
gium unter Beachtung der Mitwirkungsrechte der Eltern und
Schüler die Schule, sorgt für die Erfüllung der Unterrichts-
und Erziehungsaufgaben und übt das Hausrecht aus. Er ist
Vorgesetzter der an der Schule Beschäftigten.

(3) Der Schulleiter sorgt dafür, dass die für Schulen in freier
Trägerschaft geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften
und die Schul- oder Hausordnungen eingehalten werden.

(4) Der Schulleiter nimmt Einsicht in die Unterrichtsergeb-
nisse. Er besucht die an seiner Schule tätigen Lehrer im Unter-
richt zu Beurteilungs- und Beratungszwecken. In Ausnahme-
fällen kann er Unterrichtsbesuche zu Beratungszwecken an
Mitglieder der Schulleitung delegieren.

(5) Er teilt Unterrichtsbesuche der staatlichen Schulaufsicht
dem Schulträger vorher rechtzeitig mit.

(6) Der Schulleiter kann in Erfüllung seiner Aufgaben allen
an der Schule Beschäftigten Weisungen erteilen und Dienst-
besprechungen einberufen. Diese finden in der unterrichts-
freien Zeit statt. Die Teilnahme ist verpflichtend.

(7) In Eilfällen, in denen die vorherige Entscheidung der zu-
ständigen Konferenz nicht eingeholt werden kann, trifft der
Schulleiter die notwendigen Maßnahmen. Er hat die Konfe-
renz hiervon unverzüglich zu unterrichten.

(8) Der Schulleiter ist berechtigt, an allen Sitzungen in der
Schule teilzunehmen.

(9) Zur Schulleitung zählen der Schulleiter und sein ständi-
ger Vertreter, daneben die Studiendirektoren zur Koordinie-
rung schulfachlicher Aufgaben, der zweite (Realschul-)
Konrektor, die Abteilungsleiter, die Leiter von Außenstellen
sowie sonstige vom Schulträger dazu bestellte Funktionsinha-
ber. Die Mitglieder der Schulleitung sind zur vertrauensvollen
Zusammenarbeit und zur Teilnahme an regelmäßigen Bespre-
chungen verpflichtet. Die Schulleitung gibt sich einen Ge-
schäftsverteilungsplan. Die gewährten Anrechnungsstunden
müssen in einem angemessenen Verhältnis zu Art und Um-
fang der Aufgaben stehen.

(10) Im Übrigen werden die Aufgaben der Schulleitung
durch den Schulträger geregelt.

§ 6
Lehrer

(1) Lehrer im Sinne dieses Gesetzes sind alle, die an einer
Schule nach § 3 unterrichten.

(2) Die Lehrer erziehen und unterrichten in eigener pädago-
gischer Verantwortung. Sie sind an die für Schulen in freier
Trägerschaft geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften
sowie an die Beschlüsse der Konferenzen gebunden. Ihre
Rechte und Pflichten bestimmen sich im Übrigen nach den
zwischen ihnen und dem Schulträger getroffenen Vereinba-
rungen.

(3) Die Lehrer an einer katholischen Schule in freier Träger-
schaft können ihrer Verantwortung nur gerecht werden, wenn
sie sich auf der Grundlage des christlichen Glaubens und ei-
ner guten fachlichen und pädagogischen Ausbildung beruf-
lich und religiös fortbilden und um ein Leben aus dem
Glauben bemühen.

(4) Die Lehrer erteilen Unterricht grundsätzlich in solchen
Fächern und Schulformen, für die sie die Lehrbefähigung er-
worben haben. Darüber hinaus haben sie Unterricht in ande-
ren Fächern und Schulformen zu erteilen, wenn es für den
geordneten Betrieb der Schule oder für die Zusammenarbeit
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zwischen Schulen in kirchlicher Trägerschaft erforderlich ist
und es ihnen nach Vorbildung oder bisheriger Tätigkeit zuge-
mutet werden kann; vor der Entscheidung sind die Lehrer zu
hören.

(5) Die Lehrer sind verpflichtet, Aufgaben im Rahmen der
Eigenverwaltung der Schule und andere schulische Aufgaben
außerhalb des Unterrichts zu übernehmen.

§ 7
Eltern

(1) Eltern im Sinne dieses Gesetzes sind diejenigen Perso-
nen, denen das Personensorgerecht nach dem Bürgerlichen
Gesetzbuch für den Schüler zusteht. Als Eltern im Sinne die-
ses Gesetzes gelten auch
— Personen, die anstelle der nach bürgerlichem Recht Perso-

nensorgeberechtigten den Schüler in ständiger Obhut ha-
ben und 

— Personen, die bei Heimunterbringung für die Erziehung
des Schülers verantwortlich sind,

sofern die Personensorgeberechtigten der Schule den entspre-
chenden Sachverhalt mitgeteilt und dabei bestimmt haben,
dass die anderen Personen als Eltern im Sinne dieses Gesetzes
gelten sollen.

(2) Die Pflicht und das natürliche Recht, ihre Kinder zu er-
ziehen, obliegt vorrangig den Eltern.

(3) Mit der Wahl der Schule sind die Eltern in gemeinsamer
Verantwortung mit der katholischen Schule in freier Träger-
schaft deren Bildungs- und Erziehungsauftrag verpflichtet. Sie
können sich über Inhalte und Ziele des Unterrichts und der
Schulorganisation informieren und im Rahmen ihrer Mitwir-
kungsrechte darauf Einfluss nehmen.

(4) Die Eltern sind für die Erfüllung der Schulpflicht ihrer
Kinder verantwortlich.

(5) Bei volljährigen Schülern hat die Schule diejenigen Per-
sonen, die bei Eintritt des Schülers in die Volljährigkeit deren
Eltern im Sinne des Abs. 1 gewesen sind, über besondere Vor-
gänge, insbesondere Sachverhalte, die zu Ordnungsmaßnah-
men Anlass geben oder die Versetzung in den nächsten
Schuljahrgang oder den Abschluss gefährden, zu unterrich-
ten, sofern der volljährige Schüler der Unterrichtung nicht wi-
dersprochen hat. Auf das Widerspruchsrecht sind die Schüler
rechtzeitig vor Eintritt der Volljährigkeit hinzuweisen. Über
einen Widerspruch, der keinen Einzelfall betrifft, sind die bis-
herigen Eltern von der Schule zu unterrichten.

§ 8
Schüler

(1) Die Rechtsstellung des Schülers wird durch den Schul-
vertrag bestimmt.

(2) Die Schüler können sich über Inhalte und Ziele des Un-
terrichts und der Schulorganisation informieren und im Rah-
men ihrer Mitwirkungsrechte darauf Einfluss nehmen.

(3) Die Schüler sind zum regelmäßigen und pünktlichen Be-
such des Unterrichts und der übrigen für verbindlich erklär-
ten Schulveranstaltungen verpflichtet.

(4) Das Schulvertragsverhältnis endet
— mit der Entlassung des Schülers nach Erreichen des Schul-

abschlusses,
— wenn der Schüler nach den für diese Schule geltenden

Zeugnis-, Versetzungs- und Prüfungsordnungen die Schu-
le verlassen muss,

— wenn der Schulträger die Trägerschaft der Schule aufgibt
oder

— durch Kündigung.

§ 9
Mitwirkung in der Schule

(1) Ziel der Mitwirkung in der Schule ist es, sachgerechte
Entscheidungen zu finden, den Grundkonsens bei allen anste-
henden Problemen zu erhalten und in der Schule eine Atmo-
sphäre des gegenseitigen Vertrauens zu fördern und somit

möglichst günstige Bedingungen für die Bildungs- und Erzie-
hungsarbeit der Schule zu schaffen.

(2) Die Mitwirkung umfasst die Beratung und Entschei-
dung.

(3) Die Mitwirkung in der Schule erfolgt in
— den Konferenzen,
— dem Ständigen Ausschuss,
— dem Schulelternrat, 
— dem Schülerrat, 
— der Klassenelternschaft und
— der Klassenschülerschaft.

(4) Organisatorisch zusammengefasste Schulformen, Schul-
arten und andere Organisationseinheiten, die von einem
Schulleiter geleitet werden, gelten als eine Schule.

(5) Die Verantwortung des Bischofs für die Gestaltung des
Schulwesens und die Rechte und Vorgaben der einzelnen
Schulträger bleiben durch die Mitwirkung unberührt.

(6) Entscheidungen der Mitwirkungsgremien dürfen nur
ausgeführt werden, soweit die personellen, sachlichen und
haushaltsmäßigen Voraussetzungen gegeben sind.

§ 10
Gesamtkonferenz

(1) Die Gesamtkonferenz entscheidet über die wesentlichen
Angelegenheiten der Schule, soweit nicht eine Teilkonferenz
nach § 12 zuständig ist oder die Gesamtkonferenz die Bera-
tung oder Entscheidung einer Teilkonferenz übertragen hat.

(2) Die Gesamtkonferenz trägt zur Qualitätsentwicklung
bei. Sie entscheidet insbesondere über

1. ein Schulprogramm sowie dessen Evaluierung und Fort-
schreibung,

2. Maßnahmen der Qualitätsentwicklung, 
3. Grundsätze des Unterrichts und der Erziehung,
4. Grundsätze für die Einrichtung ergänzender Lehrveran-

staltungen und Arbeitsgemeinschaften,
5. Grundsätze für die Planung von Veranstaltungen außer-

halb des Unterrichts (Schulleben),
6. Förderkonzepte sowie deren Evaluierung und Fortschrei-

bung,
7. ein Konzept zur Schulpastoral und zur Zusammenarbeit

mit den örtlichen Kirchengemeinden, 
8. die Zusammenarbeit mit außerschulischen Einrichtungen,
9. die Einrichtung von Teilkonferenzen im Rahmen des § 12,

10. Art und Form der Zeugnisse,
11. Grundsätze der Leistungsbewertung,
12. Grundsätze der Klassenarbeiten und Hausaufgaben sowie

deren Koordinierung,
13. Gestaltung der Zusammenarbeit mit den Eltern ein-

schließlich deren Beratung, Schülerberatung sowie der
gegenseitigen kollegialen Beratung.

Sie wird von der Besetzung von Beförderungsstellen und an-
deren herausgehobenen Dienstposten an der Schule infor-
miert. Die Gesamtkonferenz kann Ausschüsse und
Arbeitsgruppen zur Vorbereitung ihrer Entscheidungen ein-
richten.

(3) Stimmberechtigte Mitglieder der Gesamtkonferenz sind
— der Schulleiter,
— Lehrer und Mitarbeiter,
— Referendare und Anwärter, 
— für jeweils angefangene 100 Schüler einer Schule ein El-

ternvertreter und ein Schülervertreter, höchstens jedoch
neun Elternvertreter und neun Schülervertreter; in Grund-
schulen für jeweils angefangene 100 Schüler ein Elternver-
treter, mindestens jedoch zwei Elternvertreter.

(4) Beratende Mitglieder der Gesamtkonferenz sind der
Schulseelsorger und ein Vertreter des Schulträgers.

(5) Der Schulleiter, im Fall seiner Verhinderung sein ständi-
ger Vertreter, ist Vorsitzender der Gesamtkonferenz.
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(6) Die Gesamtkonferenz wird vom Schulleiter wenigstens
einmal pro Schulhalbjahr einberufen.

§ 11
Ständiger Ausschuss

(1) An Schulen mit Sekundarbereich I oder II und mit mehr
als 250 Schülern ist ein Ständiger Ausschuss einzurichten. Er
berät über die Bildungs- und Erziehungsarbeit der Schule und
bereitet die Sitzungen der Gesamtkonferenz vor.

(2) Dem Ständigen Ausschuss gehören Vertreter der Lehrer
mit besonderen Aufgaben (L.m.b.A.), der sonstigen Lehrer,
der Eltern und der Schüler an:

Zu den Lehrern mit besonderen Aufgaben zählen die Mitglie-
der der Schulleitung und in allen Schulformen weitere durch
den Schulleiter zu bestimmende Lehrer. Der Schulleiter be-
nennt aus der Gruppe der Lehrer mit besonderen Aufgaben
die Mitglieder für den Ständigen Ausschuss.

(3) Schulleiter, Schulelternratsvorsitzender und Schüler-
ratsvorsitzender sowie ihre ständigen Vertreter sind unter An-
rechnung auf die Zahl der Gruppenvertreter Mitglieder kraft
Amtes.

(4) Die sonstigen Lehrer, der Schulelternrat und der Schü-
lerrat wählen die weiteren Mitglieder jeweils aus ihrer Mitte.
Die Vertreter der Schüler werden für ein Schuljahr, die Ver-
treter der Eltern und Lehrer für zwei Schuljahre gewählt.

(5) Der Schulleiter hat den Vorsitz. Er beruft den Ständigen
Ausschuss regelmäßig ein, mindestens aber rechtzeitig vor je-
der Gesamtkonferenz, um diese inhaltlich vorzubereiten und
die Tagesordnung vorläufig festzulegen.

§ 12
Teilkonferenzen

(1) Für Fächer oder Gruppen von Fächern richtet die Ge-
samtkonferenz Fachkonferenzen ein. Diese entscheiden im
Rahmen der Beschlüsse der Gesamtkonferenz über die Ange-
legenheiten, die den jeweiligen fachlichen Bereich betreffen
einschließlich der Koordinierung in den Fachleistungskursen.
Die jeweilige Fachkonferenz entscheidet über die Einführung
ihrer Lehr- und Lernmittel.

(2) Für jede Klasse ist eine Klassenkonferenz zu bilden. Die-
se entscheidet im Rahmen der Beschlüsse der Gesamtkonfe-
renz über die Angelegenheiten, die ausschließlich die Klasse
oder einzelne ihrer Schüler betreffen, insbesondere über
— die pädagogische Gestaltung des Zusammenlebens in der

Klasse,
— das Zusammenwirken der Fachlehrer,
— wichtige Fragen der Zusammenarbeit mit den Eltern,
— Zeugnisse, Versetzungen, Abschlüsse, Übergänge, Über-

weisungen, Zurücktreten und Überspringen,
— die Koordinierung der Hausaufgaben,
— die Beurteilung des Gesamtverhaltens der Schüler und
— Erziehungsmittel und Ordnungsmaßnahmen.
Soweit Teile der Schule nicht in Klassen gegliedert sind, be-
stimmt die Gesamtkonferenz, welche Konferenz die Aufgaben
nach Satz 2 wahrnimmt.

(3) Die Klassenkonferenz soll sich mindestens einmal im
Jahr ausschließlich mit pädagogischen Angelegenheiten der
Klasse befassen.

(4) Der Klassenlehrer ist Vorsitzender der Klassenkonfe-
renz. Bei Angelegenheiten von Zeugnissen, Versetzungen, Ab-
schlüssen, Übergängen, Überweisungen, Zurücktreten und
Überspringen sowie Ordnungsmaßnahmen führt der Schullei-
ter den Vorsitz, in Abteilungen der Abteilungsleiter.

(5) Die Gesamtkonferenz kann für weitere organisatorische
Bereiche, insbesondere für Jahrgänge und Schulstufen, zu-

sätzliche Teilkonferenzen einrichten und deren Vorsitz re-
geln. Für Abteilungen sind Abteilungskonferenzen unter
Vorsitz des Abteilungsleiters einzurichten. Diese entscheiden
über Angelegenheiten, die ausschließlich den jeweiligen Be-
reich betreffen.

(6) In Zweifelsfällen entscheidet die Gesamtkonferenz, wel-
che Konferenz für eine Angelegenheit zuständig ist.

(7) Jede Konferenz kann ihrem Vorsitzenden mit dessen
Einverständnis bestimmte Aufgaben ihres Zuständigkeitsbe-
reiches zur selbständigen Erledigung übertragen.

(8) Mitglieder mit Stimmrecht sind
— die Lehrer in dem jeweiligen Bereich,
— alle Referendare und Anwärter mit eigenverantwortlichem

Unterricht in dem jeweiligen Bereich,
— 1—3 Elternvertreter und 1—2 Schülervertreter. Die An-

zahl der Eltern- und Schülervertreter wird durch die Ge-
samtkonferenz festgelegt. Sie darf insgesamt die Anzahl
der Lehrer nicht übersteigen.

(9) Bei Entscheidungen über Zeugnisse, Versetzungen, Ab-
schlüsse, Übergänge, Überweisungen, Zurücktreten und
Überspringen sowie Ordnungsmaßnahmen wirken die Leh-
rer, die im laufenden Schuljahr den betroffenen Schüler nicht
planmäßig unterrichtet haben, sowie die Eltern- und Schüler-
vertreter lediglich beratend mit.

§ 13
Mitwirkung der Eltern

(1) Die Eltern der Schüler einer Klasse bilden die Klassenel-
ternschaft. Diese berät Angelegenheiten der Klasse und wählt
aus ihrer Mitte den Klassenelternsprecher und den stellvertre-
tenden Klassenelternsprecher sowie die Vertreter für die Klas-
senkonferenz. Der Klassenelternsprecher beruft in Abstimmung
mit dem Klassenlehrer in der Regel mindestens zweimal im
Schuljahr eine Versammlung der Klassenelternschaft ein und
leitet sie. Eine Einberufung hat außerdem innerhalb von zwei
Wochen zu erfolgen, wenn ein Fünftel der Eltern, der Schul-
leiter oder der Klassenlehrer es verlangen. An den Versamm-
lungen der Klassenelternschaft nehmen auf Einladung auch
Fachlehrer und der Schulleiter teil. § 19 Abs. 1 findet Anwen-
dung.

(2) An jeder Schule wird ein Schulelternrat gebildet. Mit-
glieder des Schulelternrates sind die Klassenelternsprecher
und deren Stellvertreter. Der Schulelternrat wählt aus seiner
Mitte einen Schulelternsprecher, einen stellvertretenden
Schulelternsprecher, bis zu fünf Beisitzer und die Elternver-
treter für die Konferenzen mit Ausnahme der Elternvertreter
für die Klassenkonferenz. Im Vorstand des Schulelternrates
sollen die Schulformen und Schulstufen angemessen vertre-
ten sein. Der Schulelternrat tritt in der Regel zweimal im
Schuljahr auf Einladung des Schulelternsprechers zusammen.
Darüber hinaus kann der Schulleiter den Schulelternrat ein-
berufen. Der Schulleiter nimmt mit beratender Stimme an den
Versammlungen des Schulelternrates teil. Wird eine Schule
von mindestens zehn ausländischen Schülern besucht und
gehört von deren Eltern niemand dem Schulelternrat an, so
können diese Eltern aus ihrer Mitte ein zusätzliches Mitglied
und ein stellvertretendes Mitglied in den Schulelternrat wäh-
len.

(3) Der Schulelternrat entscheidet in Angelegenheiten, die
ausschließlich oder überwiegend unmittelbar die Eltern be-
treffen, insbesondere über Anträge an die Gesamtkonferenz
und über die Aufgaben des Vorstandes des Schulelternrates.

(4) Der Schulelternrat kann die Schule betreffende Angele-
genheiten erörtern und Vorschläge unterbreiten, insbesondere
zu
— Fragen des Schulprofils,
— Fragen der Planung und Gestaltung des Unterrichts,
— Fragen der Schulpastoral,
— Fragen der Schulfinanzierung,
— Fragen der Schulorganisation und
— Planung, Gestaltung und Finanzierung von Festen, Feiern

und sonstigen Schulveranstaltungen.

L.m.b.A. sonst. Lehrer Eltern Schüler

bis 700 Schüler 3 3 4 2
bis 1 000 Schüler 4 4 5 3

über 1 000 Schüler 5 5 6  4.
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§ 14
Mitwirkung der Schüler

(1) Die Schüler der Klassen wählen den Klassensprecher
und dessen Stellvertreter sowie ab Klasse 5 die Schülervertre-
ter für die Klassenkonferenz.

(2) An jeder Schule wird ein Schülerrat gebildet. Der Schü-
lerrat nimmt teil an der Gestaltung des Schullebens und ver-
tritt dabei die Belange der Schüler. Mitglieder des Schüler-
rates sind die Klassensprecher und deren Stellvertreter. Der
Schülerrat wählt aus seiner Mitte einen Schülersprecher, ei-
nen stellvertretenden Schülersprecher und die Schülervertre-
ter für die Konferenzen mit Ausnahme der Schülervertreter
für die Klassenkonferenz. Abweichend hiervon kann ein Spre-
cherteam gewählt werden. Der Schülerrat tritt in der Regel
zweimal im Jahr auf Einladung des Schülersprechers zusam-
men. Darüber hinaus kann der Schulleiter den Schülerrat ein-
berufen. Der Schülersprecher kann in Abstimmung mit dem
Schulleiter eine Versammlung der Schüler einberufen; § 19
Abs. 1 findet Anwendung.

(3) Der Schülerrat entscheidet in allen Bereichen, die aus-
schließlich oder überwiegend unmittelbar die Schüler betref-
fen, insbesondere über Anträge an die Gesamtkonferenz und
die Durchführung eigener Veranstaltungen.

(4) Der Schülerrat kann die Schule betreffende Angelegen-
heiten erörtern und Vorschläge unterbreiten, insbesondere zu
— Fragen des Schulprofils,
— Fragen der Planung und Gestaltung des Unterrichts,
— Fragen der Schulpastoral,
— Fragen der Schulorganisation, 
— Planung und Gestaltung von Festen, Feiern und sonstigen

Schulveranstaltungen und
— Förderung der sozialen, kirchlichen, kulturellen, fachli-

chen, politischen und sportlichen Interessen der Schüler.
(5) Der Schülerrat kann sich unter den Lehrern der Schule

Vertrauenslehrer wählen, die auf Einladung an den Sitzungen
des Schülerrates mit beratender Stimme teilnehmen.

(6) Die Schülervertretung wird vor grundsätzlichen Ent-
scheidungen über die Organisation der Schule, den Inhalt des
Unterrichts und die Leistungsbewertung angehört. 

(7) Schülerzeitungen und Flugblätter, die von Schülern her-
ausgegeben werden, dürfen auf dem Schulgrundstück verbrei-
tet werden. Die verantwortlichen Redakteure können sich von
der Schule beraten lassen. Schülerzeitungen und Flugblätter
unterliegen den gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere
dem Presse-, Urheber- und Datenschutzrecht. Vor dem Druck
einer Ausgabe der Schülerzeitung oder des Flugblattes wird
dem Schulleiter ein Exemplar übergeben. Ist dieser der Mei-
nung, dass Teile des Inhaltes die Zielsetzung der Schule ge-
fährden, sucht er mit den verantwortlichen Redakteuren eine
einvernehmliche Lösung. Sollte keine Einigung zustande
kommen, untersagt er vorläufig die Verbreitung und legt dem
Schulträger den Vorgang zur endgültigen Entscheidung vor.

§ 15
Bereiche ohne Klassenverbände

Zu Beginn des ersten Jahres in der Qualifikationsphase
wählen die betreffenden Eltern und Schüler für zwei Jahre
ihre Vertreter. Zu den entsprechenden Jahrgangskonferenzen
lädt der Schulleiter ein. Die Eltern wählen aus ihrer Mitte ei-
nen Vorsitzenden und vier Stellvertreter für die Jahrgangskon-
ferenz. Die Schüler wählen aus ihrer Mitte einen Sprecher
und vier Stellvertreter.

§ 16
Auskunftsrecht

(1) Schulleitung und Lehrer haben dem Schulelternrat, den
Klassenelternschaften, dem Schülerrat und den Schülern der
Klassen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(2) Der Schulträger stellt den Elternvertretungen und den
Schülervertretungen den zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben
notwendigen Geschäftsbedarf und die erforderlichen Einrich-
tungen zur Verfügung.

§ 17

Wahlen
(1) Wahlberechtigt und wählbar sind alle Eltern der Schüler

einer Klasse für die Wahl des Klassenelternsprechers und sei-
nes Stellvertreters sowie alle Schüler einer Klasse für die
Wahl des Klassensprechers und seines Stellvertreters. Das
Wahlrecht kann nur persönlich ausgeübt werden. Eltern ha-
ben bei Wahlen und Abstimmungen für jeden Schüler zusam-
men nur eine Stimme. Unbeschadet der Rechte volljähriger
Schüler sind deren Eltern wahlberechtigt und wählbar. Nicht
wählbar ist, wer an der Schule tätig oder mit der Aufsicht
über die Schule befasst ist.

(2) Die Klassenelternsprecher sowie deren Stellvertreter
werden in getrennten Wahlgängen für einen Zeitraum von
zwei Schuljahren gewählt. Der Schulelternsprecher, sein
Stellvertreter, die Beisitzer und die Elternvertreter in den Kon-
ferenzen werden für einen Zeitraum von zwei Schuljahren ge-
wählt. Sie scheiden aus ihrem Amt aus, wenn
— ihre Kinder die Schule nicht mehr besuchen,
— ihre Kinder dem organisatorischen Bereich, für den sie als

Elternvertreter gewählt wurden, nicht mehr angehören,
— sie von ihrem Amt zurücktreten,
— sie mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der für ihre Wahl

Wahlberechtigten abberufen werden oder
— sie aus anderen Gründen als der Volljährigkeit ihres Kin-

des die Elterneigenschaft im Sinne dieses Gesetzes verlie-
ren.

(3) Klassensprecher, Schülersprecher, deren Stellvertreter
und Schülervertreter in Konferenzen werden für einen Zeit-
raum von einem Schuljahr gewählt. Sie scheiden aus ihrem
Amt aus, wenn
— sie dem organisatorischen Bereich, dessen Schüler sie ver-

treten, nicht mehr angehören,
— sie von ihrem Amt zurücktreten oder
— sie mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der für ihre Wahl

Wahlberechtigten abberufen werden.
(4) Die wahlberechtigten Eltern sind zu Wahlen mindestens

14 Tage vor dem Wahltag schriftlich einzuladen. Die Wahlen
zu Schülervertretungen müssen mindestens eine Woche vor-
her angekündigt werden.

(5) Alle Wahlen sollen innerhalb von sechs Wochen nach
dem Ende der Sommerferien stattfinden. Zu den Wahlver-
sammlungen für die klassenweise Wahl lädt der Klassenleh-
rer, im Übrigen der Schulleiter ein. Sie leiten jeweils die
Wahlen der Wahlleiter und Schriftführer.

(6) Wahlen können durch Handaufheben durchgeführt wer-
den. Auf Antrag eines Wahlberechtigten sind sie geheim
durchzuführen. Gewählt ist, wer die meisten Stimmen auf
sich vereinigt; bei Stimmengleichheit findet eine Stichwahl
statt, danach entscheidet das Los.

(7) Vor einer Wahl wird in der Wählerliste, die von der
Schulleitung zur Verfügung gestellt wird, die Anwesenheit
der Wahlberechtigten vermerkt. Über jede Wahl wird eine
Niederschrift gefertigt. Diese muss Angaben enthalten über
die fristgemäße Einladung, die Namen der Wahlbewerber, die
Form der Stimmabgabe und über das Wahlergebnis. Sie muss
vom Wahlleiter und vom Schriftführer unterzeichnet und mit
der Wählerliste zu den Schulakten genommen werden.

(8) Einsprüche können nur binnen einer Woche nach der
Wahl schriftlich eingelegt werden. Über sie entscheidet der
Schulleiter.

(9) Eltern- und Schülervertretungen führen nach Ablauf der
Wahlperiode ihr Amt bis zu den Neuwahlen, längstens für ei-
nen Zeitraum von drei Monaten, fort.

§ 18
Geltungsbereich der Verfahrensregelungen

Die Regelungen der §§ 19 bis 25 gelten für das Verfahren
und die Sitzungen aller Konferenzen, des Ständigen Aus-
schusses, des Schulelternrates und des Schülerrates.
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§ 19
Öffentlichkeit, Mitwirkungsverbot, Vertraulichkeit

(1) Sitzungen sind grundsätzlich nicht öffentlich. Abwei-
chend hiervon sind Sitzungen des Schulelternrates für die El-
tern und des Schülerrates für die Schüler grundsätzlich
öffentlich; die Öffentlichkeit kann im Einzelfall ausgeschlos-
sen werden.

(2) Mitglieder von Konferenzen, des Ständigen Ausschus-
ses, des Schulelternrates und des Schülerrates dürfen bei der
Beratung und Beschlussfassung über diejenigen Angelegen-
heiten, die sie selbst oder ihre Angehörigen persönlich betref-
fen, nicht anwesend sein. Persönliche Angelegenheiten von
Lehrern, sonstigen Mitarbeitern der Schule, Eltern und Schü-
lern sowie Personalangelegenheiten sind vertraulich zu be-
handeln. Darüber hinaus kann die Beratung einzelner
Angelegenheiten für vertraulich erklärt werden. Private Ange-
legenheiten von Lehrern, Eltern und Schülern dürfen nicht
behandelt werden.

§ 20
Teilnahme an Sitzungen

(1) Die Teilnahme an den Sitzungen der Konferenzen und
des Ständigen Ausschusses ist für die Lehrer verpflichtend.
Der Vorsitzende kann mit Zustimmung des Schulleiters wei-
tere Lehrer und Mitarbeiter laden. Der Vorsitzende kann in
Absprache mit dem Schulleiter Gästen die Anwesenheit zu
einzelnen Tagesordnungspunkten gestatten; dem Wider-
spruch eines Mitgliedes muss entsprochen werden.

(2) Der Schulleiter und ein Vertreter des Schulträgers sind
berechtigt, an allen Sitzungen teilzunehmen.

§ 21
Einberufung

(1) Sitzungen finden in der unterrichtsfreien Zeit statt. Sie
sind in der Regel so anzuberaumen, dass auch berufstätige El-
tern daran teilnehmen können. Sie werden von dem Vorsit-
zenden unter Angabe einer vorläufigen Tagesordnung min-
destens 14 Tage vor dem festgesetzten Termin einberufen. In
dringenden Fällen kann diese Frist verkürzt werden.

(2) Dieses Verfahren braucht nicht eingehalten zu werden,
wenn und solange die Sitzungen regelmäßig zu feststehenden
Terminen stattfinden. Von Satz 1 sind Sitzungen des Schüler-
rates und Versammlungen der Schüler ausgenommen.

(3) Eine Sitzung ist auch einzuberufen, wenn ein Fünftel
der stimmberechtigten Mitglieder dies schriftlich verlangt.
Die Sitzung hat alsbald stattzufinden, jedenfalls so rechtzeitig,
dass noch im Sinne eines gestellten Antrages verfahren wer-
den kann.

(4) Die Termine der Sitzungen der Teilkonferenzen sind
vom Vorsitzenden im Einvernehmen mit dem Schulleiter an-
zuberaumen. Der Schulleiter kann Sitzungen auch von sich
aus einberufen, wenn er dies zur Erledigung wichtiger Aufga-
ben für erforderlich hält.

§ 22
Beschlüsse

(1) Beschlussfähigkeit liegt vor, wenn mindestens die Hälfte
der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse
werden mit der Mehrheit der auf ja oder nein lautenden Stim-
men gefasst. An der Abstimmung dürfen sich nur anwesende
stimmberechtigte Mitglieder beteiligen.

(2) Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Bei
Entscheidungen über Versetzungen und Abschlüsse gilt bei
Stimmengleichheit ein Antrag auf Versetzung oder Erteilung
eines Abschlusses als angenommen.

(3) Bei Entscheidungen über
— Grundsätze der Leistungsbewertung und Beurteilung,
— Zeugnisse, Versetzungen, Abschlüsse, Übergänge, Über-

weisungen, Zurücktreten und Überspringen,
— allgemeine Regelungen für das Verhalten in der Schule

(Schulordnung) und

— Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen
dürfen sich die stimmberechtigten Lehrer der Stimme nicht
enthalten.

(4) Auf Verlangen eines Fünftels der anwesenden stimmbe-
rechtigten Mitglieder wird geheim abgestimmt.

§ 23
Einsprüche

(1) Der Schulleiter hat innerhalb von drei Tagen Einspruch
einzulegen, wenn nach seiner Überzeugung ein Beschluss ge-
gen die Glaubens- und Sittenlehre, gegen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften, gegen eine Anordnung des Schulträgers,
gegen allgemein anerkannte pädagogische Grundsätze oder
Bewertungsmaßstäbe verstößt, von unrichtigen tatsächlichen
Voraussetzungen ausgeht oder ihm sachfremde Erwägungen
zugrunde liegen. Der Einspruch des Schulleiters hat aufschie-
bende Wirkung. Über die Angelegenheit ist in einer Sitzung
desselben Gremiums, die frühestens am Tag nach der Einle-
gung des Einspruchs stattfinden darf, nochmals zu beschlie-
ßen. Wird der Beschluss aufrecht erhalten, so holt der
Schulleiter die Entscheidung des Schulträgers ein. In dringen-
den Fällen kann er die Entscheidung des Schulträgers ohne
nochmalige Beschlussfassung einholen.

(2) Einsprüche von Mitgliedern sind schriftlich abzufassen
und an den Vorsitzenden zu richten. Sie haben keine auf-
schiebende Wirkung.

§ 24
Niederschrift

Über jede Sitzung der Konferenzen und des Ständigen Aus-
schusses wird eine Niederschrift angefertigt, zu deren Abfas-
sung Lehrer verpflichtet sind. Wird in der Niederschrift auf
Sitzungsunterlagen verwiesen, sind diese der Niederschrift
beizufügen. Die Niederschrift ist vom Schriftführer und vom
Vorsitzenden zu unterzeichnen sowie durch die stimmbe-
rechtigten Teilnehmer zu genehmigen. Wird nicht binnen ei-
ner Frist von zwei Wochen nach Zugang der Niederschrift
schriftlich Widerspruch eingelegt, gilt diese als genehmigt.
Der Schulleiter bestätigt durch Unterschrift die Kenntnisnah-
me von der Niederschrift. Das Original der Niederschrift wird
zu den Schulakten genommen. Alle Mitglieder können Ein-
sicht in die Niederschrift nehmen. Der Schulträger erhält ein
Exemplar der Niederschrift der Konferenzen und des Ständi-
gen Ausschusses.

§ 25
Weitere Regelungen

Den Konferenzen, dem Ständigen Ausschuss, dem Schulel-
ternrat und dem Schülerrat bleibt es überlassen, sich weitere
Verfahrensregelungen zu geben. Diese müssen schriftlich ab-
gefasst sein, für jedes Mitglied gelten und jedem Mitglied zu-
gänglich sein.

§ 26
Pädagogische Beratungsgespräche

(1) Der Klassenlehrer ist verpflichtet, bei Erziehungs- und
Lernproblemen eines Schülers mit den Lehrern der Klasse Be-
ratungsgespräche zu führen.

(2) Dazu können der Schüler, die Eltern des Schülers, Bera-
tungslehrer, Schulsozialarbeiter und Schulseelsorger sowie
nach Rücksprache mit dem Schulleiter und in Abstimmung
mit den Eltern des Schülers oder dem volljährigen Schüler
weitere Personen eingeladen werden.

§ 27
Erziehungsmittel

(1) Erziehungsmittel sind pädagogische Einwirkungen mit
dem Ziel, Verhaltensänderungen beim Schüler herbeizufüh-
ren. Sie sind zulässig, wenn der Schüler den Unterricht beein-
trächtigt oder in anderer Weise seine Pflichten verletzt. Sie
können von einzelnen Lehrern oder von der Klassenkonferenz
angewendet werden.
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(2) Erziehungsmittel sind insbesondere
1. mündliche Rüge, ggf. mit einer schriftlichen Mitteilung

der Schule an die Eltern,
2. Wiederholung nachlässig gefertigter Arbeiten,
3. Anfertigung zusätzlicher häuslicher Übungsarbeiten,
4. vorübergehende Wegnahme von Gegenständen, die ge-

eignet sind, den Schulbetrieb zu stören oder einen Schü-
ler zu gefährden,

5. Verweisung aus dem Unterrichtsraum während der Un-
terrichtsstunde, soweit keine andere Möglichkeit besteht,
die Durchführung eines ungestörten Unterrichts zu si-
chern; die Aufsichtspflicht der Schule bleibt unberührt,

6. Wiedergutmachung,
7. Auferlegung besonderer Pflichten,
8. besondere schulische Arbeitsstunden unter Aufsicht,
9. Nachholen schuldhaft versäumten Unterrichts und

10. Ausschluss von besonderen Klassen- oder Schulveran-
staltungen (z. B. Schulfahrten), soweit deren Störung
durch den Schüler erwartet werden muss.

(3) Bei Anordnung von Erziehungsmitteln nach Abs. 2 Nr. 8,
9 oder 10 nach dem stundenplanmäßigen Unterricht sind die
Eltern der Schüler vorher zu benachrichtigen. Der zeitliche
Umfang von Erziehungsmitteln darf nicht unangemessen
sein, die Schülerbeförderung muss gewährleistet bleiben.

§ 28
Ordnungsmaßnahmen

(1) Ordnungsmaßnahmen sind zulässig, wenn ein Schüler
Grundregeln des menschlichen Zusammenlebens verletzt
oder seine Pflichten grob verletzt, insbesondere gegen rechtli-
che Bestimmungen verstößt, den Unterricht nachhaltig stört,
die von ihm geforderten Leistungen verweigert oder Schulver-
anstaltungen unentschuldigt fernbleibt.

(2) Der Sachverhalt, der zu einer Ordnungsmaßnahme füh-
ren könnte, ist unter Wahrung der Anhörungsrechte der Betei-
ligten sorgfältig zu ermitteln. Der Ermittlungsbericht ist dem
Schulleiter vorzulegen. Dieser entscheidet über die Fortfüh-
rung des Verfahrens.

(3) Ordnungsmaßnahmen sind
1. schriftlicher Verweis,
2. Ausschluss von außerunterrichtlichen Veranstaltungen,
3. Überweisung in eine Parallelklasse oder eine Parallelgruppe,
4. Ausschluss vom Unterricht bis zu vier Wochen,
5. Androhung der Kündigung des Schulvertrages durch den

Schulträger und
6. Kündigung des Schulvertrages durch den Schulträger.

(4) Eine Maßnahme nach Abs. 3 Nrn. 4—6 setzt voraus,
dass der Schüler Grundregeln des menschlichen Zusammen-
lebens in der Schule erheblich verletzt, durch den Schulbe-
such die Sicherheit von Menschen ernstlich gefährdet oder
den Unterricht nachhaltig und schwer beeinträchtigt hat. Für
die Dauer eines Ausschlusses vom Unterricht darf der Schüler
das Schulgelände nicht betreten, während dort Unterricht
oder eine andere Schulveranstaltung stattfindet.

(5) Über Maßnahmen nach Abs. 3 Nrn. 1—4 entscheidet die
Klassenkonferenz. Über eine Maßnahme nach Abs. 3 Nrn. 5
und 6 beschließt in Grundschulen die Gesamtkonferenz, in
Schulen mit Abteilungen die Abteilungskonferenz, im Übri-
gen die Klassenkonferenz eine Empfehlung.

(6) Dem Schüler und seinen Eltern ist Gelegenheit zu geben,
sich in der Sitzung der Konferenz, die über die Maßnahme zu
entscheiden hat, zu äußern. Der Schüler kann sich sowohl
von einem anderen Schüler als auch von einem Lehrer seines
Vertrauens unterstützen lassen.

(7) Die Maßnahmen nach Abs. 3 Nrn. 3 und 4 bedürfen der
Zustimmung des Schulleiters.

(8) Der Beschluss der Konferenz nach Abs. 5 Satz 2 wird
von dem Schulleiter dem Schulträger unverzüglich zur Ent-
scheidung vorgelegt.

(9) Bei Maßnahmen nach Abs. 3 Nrn. 1—4 benachrichtigt
der Schulleiter, bei Maßnahmen nach Abs. 3 Nrn. 5 und 6 der
Schulträger den Schüler und seine Eltern.

(10) Die Unterlagen des Ermittlungsverfahrens und die Be-
schlüsse sind zu den Schulakten zu nehmen.

§ 29
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. 8. 2010 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt das am 1. 8. 2004 in Kraft getretene Bi-

schöfliche Gesetz für katholische allgemeinbildende Schulen
in freier Trägerschaft in den Bistümern Hildesheim, Osna-
brück und im oldenburgischen Teil des Bistums Münster (Bi-
schöfliches Schulgesetz — BiSchG) (Kirchlicher Anzeiger für
das Bistum Hildesheim 2004 Seiten 338 ff.) für den Bereich
des Bistums Hildesheim außer Kraft.
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Bischöflich Münstersches Offizialat

Urkunde
über die Errichtung der Katholischen Kirchengemeinde

St. Andreas in Cloppenburg

Art. 1
Errichtung; Name

Nach Anhörung des Priesterrates gemäß can. 515 § 2 des
CIC und Beteiligung der zuständigen staatlichen Behörden lege
ich die Katholischen Kirchengemeinden St. Andreas einschließ-
lich des Pfarrrektorates Heilig Kreuz , St. Augustinus, St. Bern-
hard und St. Josef — alle in Cloppenburg — am 24.05.2010 zu
einer neuen Kirchengemeinde unter dem Namen 

„Katholische Kirchengemeinde St. Andreas“
in Cloppenburg zusammen. Sitz der Katholischen Kirchenge-
meinde ist Cloppenburg.

Art. 2
Rechtsstellung

Mit dem Zeitpunkt der Zusammenlegung hören die bisheri-
gen Katholischen Kirchengemeinden St. Andreas, St. Augusti-
nus, St. Bernhard und St. Josef zu existieren auf.

Art. 3
Pfarrgebiet

Das Gebiet der neuen Kirchengemeinde wird aus dem der
zusammengelegten Kirchengemeinden gebildet, ebenso wie
deren Mitglieder die Mitglieder der neuen Katholischen Kir-
chengemeinde St. Andreas in Cloppenburg sind.

Art. 4
Pfarr- und Filialkirche

Pfarrkirche der neuen Kirchengemeinde wird die bisherige
Pfarrkirche St. Andreas in Cloppenburg. Die Kirchen St. Au-
gustinus, St. Bernhard, St. Josef und Heilig Kreuz werden Fili-
alkirchen. Die Kirchen behalten ihre bisherigen Patrozinien.

Art. 5
Rechtsnachfolge und Neuordnung des Vermögens

Die neu errichtete Katholische Kirchengemeinde ist kraft
Gesetzes Gesamtrechtsnachfolgerin der aufgelösten Kirchen-
gemeinden.

Mit dem Zeitpunkt des Zusammenlegens der Kirchenge-
meinden geht deren Vermögen, nämlich der Grundbesitz, das
bewegliche Vermögen sowie alle Forderungen und Verbind-
lichkeiten auf die Katholische Kirchengemeinde St. Andreas
in Cloppenburg über. Die Neuordnung des Grundbesitzes er-
folgt durch besondere Urkunde des Bischöflichen Offizials in
Vechta.
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Art. 6
Vertretung der Kirchengemeinde

Die Katholische Kirchengemeinde St. Andreas in Cloppen-
burg wird gemäß § 1 Abs. 1 i. V. m. § 18 Abs. 2 des Kirchenver-
mögensverwaltungsgesetzes (KVVG) durch einen Verwaltungs-
ausschuss vertreten, der das Vermögen der Kirchengemeinde
verwaltet. Seine Amtszeit endet mit Konstituierung des ersten
Kirchenausschusses.

Der Verwaltungsausschuss hat die Rechte und Pflichten des
Kirchenausschusses. Er wird gemäß § 18 Abs. 2 des KVVG
vom Bischöflichen Offizial durch besondere Urkunde bestellt.

Münster, 10. März 2010

Dr. Felix Genn
Bischof von Münster
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Urkunde
über die Errichtung der Katholischen Kirchengemeinde

St. Gorgonius in Goldenstedt

Art. 1
Errichtung; Name

Nach Anhörung des Priesterrates gemäß can. 515 § 2 des
CIC und Beteiligung der zuständigen staatlichen Behörden
lege ich die Katholischen Kirchengemeinden St. Gorgonius in
Goldenstedt, St. Heinrich in Goldenstedt-Ellenstedt und St.
Jakobus in Goldenstedt-Lutten am 10.10.2010 zu einer neuen
Kirchengemeinde unter dem Namen 

„Katholische Kirchengemeinde St. Gorgonius“
in Goldenstedt zusammen. Sitz der Katholischen Kirchenge-
meinde ist Goldenstedt.

Art. 2
Rechtsstellung

Mit dem Zeitpunkt der Zusammenlegung hören die bisheri-
gen Katholischen Kirchengemeinden St. Gorgonius in Golden-
stedt, St. Heinrich in Goldenstedt-Ellenstedt und St. Jakobus
in Goldenstedt-Lutten zu existieren auf.

Art. 3
Pfarrgebiet

Das Gebiet der neuen Kirchengemeinde wird aus dem der
zusammengelegten Kirchengemeinden gebildet, ebenso wie
deren Mitglieder die Mitglieder der neuen Katholischen Kir-
chengemeinde St. Gorgonius in Goldenstedt sind.

Art. 4
Pfarr- und Filialkirche

Pfarrkirche der neuen Kirchengemeinde wird die bisherige
Pfarrkirche St. Gorgonius in Goldenstedt. Die Kirchen St.
Heinrich in Goldenstedt-Ellenstedt und St Jakobus in Golden-
stedt-Lutten werden Filialkirchen. Die Kirchen behalten ihre
bisherigen Patrozinien.

Art. 5
Rechtsnachfolge und Regelung des Vermögens

Die neu errichtete Katholische Kirchengemeinde ist kraft
Gesetzes Gesamtrechtsnachfolgerin der aufgelösten Kirchen-
gemeinden.

Mit dem Zeitpunkt des Zusammenlegens der Kirchenge-
meinden geht deren Vermögen, nämlich der Grundbesitz, das
bewegliche Vermögen sowie alle Forderungen und Verbind-
lichkeiten auf die Katholische Kirchengemeinde St. Gorgonius
in Goldenstedt über. Die Neuordnung des Grundbesitzes er-
folgt durch besondere Urkunde des Bischöflichen Offizials in
Vechta.

Art. 6
Vertretung der Kirchengemeinde

Die Katholische Kirchengemeinde St. Gorgonius in Golden-
stedt wird gemäß § 1 Abs. 1 i. V. m. § 18 Abs. 2 des Kirchenver-
mögensverwaltungsgesetzes (KVVG) durch einen Verwaltungs-
ausschuss vertreten, der das Vermögen der Kirchengemeinde
verwaltet. Seine Amtszeit endet mit Konstituierung des ersten
Kirchenausschusses.

Der Verwaltungsausschuss hat die Rechte und Pflichten des
Kirchenausschusses. Er wird gemäß § 18 Abs. 2 des KVVG
vom Bischöflichen Offizial durch besondere Urkunde bestellt.

Münster, 10. August 2010

Dr. Felix Genn
Bischof von Münster
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Niedersächsische Landesbehörde
für Straßenbau und Verkehr

 Widmung, Umstufung und Einziehung von Teilstrecken
der Bundesstraße 73 auf dem Gebiet der Stadt

Otterndorf im Landkreis Cuxhaven

Vfg. d. NLStBV v. 5. 10. 2010 — 31020/31030 —

I.
Die auf dem Gebiet der Stadt Otterndorf neu gebaute Teil-

strecke der Bundesstraße 73 (B 73) — Ortsumgehung Ottern-
dorf — sowie die nach Fertigstellung dieser Baumaßnahme
nicht mehr benötigten Straßen erhalten die Eigenschaft einer
Bundesstraße, Landesstraße (L), Kreisstraße (K) bzw. Gemein-
destraße und werden gemäß § 2 FStrG sowie § 7 NStrG wie
folgt gewidmet, abgestuft bzw. eingezogen:
1. Es wird mit Wirkung vom 1. 1. 2011 zur B 73 g e w i d -

m e t :
die durchgehende Strecke von km 57,023 (alt=neu) bis
km 51,023 (neu)=km 52,270 (alt) mit einer Gesamtlänge
von 6 000 m mit den beiden Kreisverkehrsplätzen sowie
sämtliche Anschlussäste;
Träger der Straßenbaulast ist der Bund.

2. Es wird mit Wirkung vom 1. 1. 2011 a b g e s t u f t :
2.1 zur K 70:

die für den Landesstraßenverkehr entbehrlich gewordene
Teilstrecke der L 118 von km 36,740 (alt) bis km 35,454
(alt) mit einer Gesamtlänge von 1 286 m;
Träger der Straßenbaulast ist der Landkreis Cuxhaven;

2.2 zur K 70:
die für den Bundesstraßenverkehr entbehrlich geworde-
ne Teilstrecke der B 73 von km 56,662 (alt) bis km 54,635
(alt) mit einer Gesamtlänge von 2 027 m;
Träger der Straßenbaulast ist der Landkreis Cuxhaven;

2.3 zur Gemeindestraße:
die für den Bundesstraßenverkehr entbehrlich geworde-
ne Teilstrecke der B 73 von km 54,635 (alt) bis km 52,650
(alt) mit einer Gesamtlänge von 1 985 m;
Träger der Straßenbaulast ist die Stadt Otterndorf.

3. Es wird mit Wirkung vom 1. 1. 2011 e i n g e z o g e n :
3.1 die für den Bundesstraßenverkehr entbehrliche Teilstrecke

der verlassenen B 73 (westlich) von km 56,868 (alt) bis
km 56,662 (alt) mit einer Gesamtlänge von 206 m;

3.2 die für den Bundesstraßenverkehr entbehrliche Teilstrecke
der verlassenen B 73 (östlich) von km 52,420 (alt) bis km
52,650 (alt) mit einer Gesamtlänge von 230 m;

3.3 die für den Landesstraßenverkehr entbehrliche und
durch den neu gebauten Kreisverkehrsplatz verdrängte
Teilstrecke der L 118 von km 35,420 (alt=neu) bis
35,454 (alt) mit einer Gesamtlänge von 34 m.



Nds. MBl. Nr. 38/2010

984

II.
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach

Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift der Urkunds-
beamtin oder des Urkundsbeamten Klage beim Verwaltungs-
gericht Stade, Am Sande 4, 21682 Stade, erhoben werden.

Die Klage ist gegen die Niedersächsische Landesbehörde für
Straßenbau und Verkehr, Göttinger Chaussee 76 A, 30453
Hannover, zu richten.

Sie muss die Klägerin oder den Kläger, die Beklagte und den
Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begründung der Klage dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben sowie der ange-
fochtene Bescheid beigefügt werden.

— Nds. MBl. Nr. 38/2010 S. 983

Niedersächsische Landesmedienanstalt

Ausschreibung eines Kabelkanals im analogen Kabelnetz
für lokales oder regionales Fernsehen

Bek. d. NLM v. 6. 10. 2010

Am 1. 1. 2011 wird die Neufassung des NMedienG in Kraft
treten. Das Gesetz ist am 5. 10. 2010 vom LT verabschiedet
worden. Gemäß § 34 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. § 9 Abs. 2 Sätze 1
und 2 NMedienG (n. F.) wird in den folgenden Kabelnetzen je-
weils ein analoger Kabelkanal zur Nutzung durch lokales oder
regionales kommerzielles Fernsehen ausgeschrieben:

Nr./Netzregion: angeschlossene
Wohneinheiten (ca.):

1. Bereich Hannover 270 000
2. Bereich Braunschweig/Salzgitter 202 000
3. Bereich Osnabrück 100 000
4. Bereich Göttingen 100 000
5. Bereich Oldenburg 75 000
6. Bereich Lüneburg 70 000
7. Bereich Hildesheim 60 000
8. Bereich Wolfsburg 58 000
9. Bereich Leer 55 000

10. Bereich Nienburg 55 000
11. Bereich Celle/Walsrode 55 000
12. Bereich Rosengarten 53 000
13. Bereich Lingen 50 000
14. Bereich Wilhelmshaven/Wittmund 45 000
15. Bereich Hameln 42 000
16. Bereich Verden 25 000
17. Bereich Cloppenburg 24 000
18. Bereich Norden 20 000
19. Bereich Hemmoor 19 000
20. Bereich Helmstedt 13 000
21. Bereich Werlte 4 000.
(Quelle: Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH & Co.
KG.)

Die Zuweisung eines Kabelkanals setzt eine Zulassung des
Antragstellers als Rundfunkveranstalter für das Versorgungs-
gebiet voraus (§ 9 Abs. 4 Satz 1 NMedienG n. F.). Der Zulas-
sungsantrag kann mit dem Antrag auf Zuweisung eines
Kabelkanals verbunden werden. 

Kann nicht allen Anträgen auf Zuweisung eines Kabelka-
nals entsprochen werden, so wirkt die NLM auf eine Einigung
unter den Antragstellern hin. Wird keine Einigung erzielt,
trifft die NLM unter Berücksichtigung des Gebots der Mei-
nungsvielfalt, der Vielfalt in den Angeboten (Angebotsvielfalt)

und der Vielfalt der Anbieter (Anbietervielfalt) eine Auswahl-
entscheidung. Die Zuweisung kann für ein oder mehrere Netze
beantragt werden.

Die Zuweisungsanträge müssen insbesondere enthalten: 
1. eine Erklärung des Antragstellers und, wenn der Antrag-

steller gesetzlich oder satzungsgemäß vertreten wird, Er-
klärungen der Vertreterinnen und Vertreter, dass bei der
Meldebehörde ein Führungszeugnis nach § 30 BZRG zur
Vorlage bei der NLM beantragt worden ist,

 2. ein Programmschema mit Erläuterungen über Art und
Umfang der vorgesehenen redaktionell selbst gestalteten
Beiträge, insbesondere auch der Anteile und der Platzie-
rung von Sendungen mit lokalem oder regionalem Bezug,

3. einen Plan über die dauerhafte Finanzierung des vorgese-
henen Programms,

4. die Darstellung der unmittelbaren und mittelbaren Beteili-
gungen i. S. des § 28 RStV an dem Antragsteller sowie die
Kapital- und Stimmrechtsverhältnisse bei dem Antragsteller
und den mit ihm i. S. des Aktiengesetzes verbundenen Un-
ternehmen, 

5. den Gesellschaftsvertrag und die satzungsrechtlichen Be-
stimmungen des Antragstellers, 

6. Vereinbarungen, die zwischen an dem Antragsteller un-
mittelbar oder mittelbar i. S. von § 28 RStV Beteiligten be-
stehen und die sich auf die gemeinsame Veranstaltung von
Rundfunk sowie auf Treuhandverhältnisse und nach den
§§ 26 und 28 RStV erhebliche Beziehungen beziehen,

7. eine schriftliche Erklärung des Antragstellers, dass die
nach den Nummern 1 bis 6 vorgelegten Unterlagen und
Angaben vollständig sind.

Auf Verlangen der NLM ist die Erklärung nach Nummer 7
eidesstattlich abzugeben. Unterlagen nach den Nummern 1 bis 7,
die bereits mit einem zuvor oder zeitgleich mit dem Zuwei-
sungsantrag vorgelegten Antrag auf Zulassung zur Veranstal-
tung eines lokalen oder regionalen Fernsehprogramms vor-
gelegt wurden, müssen nicht erneut vorgelegt werden.

Zuweisungsanträge müssen spätestens bis 

Freitag, 7. 1. 2011, 12 Uhr,

bei der Niedersächsischen Landesmedienanstalt, Seelhorst-
straße 18, 30175 Hannover, eingehen (Ausschlussfrist). Anträge,
die nach diesem Zeitpunkt eingehen, können nicht berücksich-
tigt werden. Anträge sind in fünffacher Ausfertigung schriftlich
einzureichen. Darüber hinaus müssen Anträge auch ergän-
zend elektronisch im Format „pdf“ an info@nlm.de eingereicht
werden.

Auskünfte insbesondere zum Umfang der Antragsunterla-
gen und zum Ablauf des Zuweisungsverfahrens erteilt die
Rechtsabteilung der NLM (Tel. 0511 28477-22, Herr Krebs).
Die Neufassung des NMedienG kann auf der Homepage der
NLM (www.nlm.de) eingesehen werden. Die NLM kann keine
Auskünfte zur genauen Struktur oder Reichweite der Netze
sowie zu Einspeiseentgelten erteilen.
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Staatliches Fischereiamt Bremerhaven

Ausweisung und Widerruf von Muschelkulturbezirken
(Muschelfischereibetrieb Wolfgang Christoffers, Norden)

AV d. Staatlichen Fischereiamtes Bremerhaven 
v. 4. 10. 2010 — 65438-4-1-14 —

Auf Antrag des Muschelfischereibetriebes Wolfgang Chris-
toffers, Tjalkstraße 7, 26506 Norden, ist aufgrund des § 17 Abs. 2
Nds. FischG vom 1. 2. 1978 (Nds. GVBl. S. 81, 375), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. 4. 2007 (Nds.
GVBl. S. 144), die Unterschutzstellung der nachfolgend genann-
ten Fläche als Miesmuschelkulturfläche genehmigt worden. 
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Diese Fläche wird hiermit gemäß § 17 Abs. 3 Nds. FischG
zum Muschelkulturbezirk erklärt.

Mit der Erteilung dieser Genehmigung ist gleichzeitig die
Nutzungsbefugnis nach § 1 Abs. 3 Satz 3 WaStrG durch das
Land Niedersachsen übertragen worden. Eine Befischung darf
nur durch den o. g. Fischereibetrieb oder seinen Beauftragten
erfolgen.

Bezeichnung der Miesmuschelkulturfläche:
„Jappensand II Christoffers“ (K JAD 021).

Geografische Lage auf der Grundlage von WGS 84:
1. 53° 28,785'N / 008° 14,010'E
2. 53° 28,926'N / 008° 14,353'E
3. 53° 28,716'N / 008° 14,507'E
4. 53° 28,575'N / 008° 14,085'E.
Die Größe der Kulturfläche beträgt ca. 19,70 ha. 

Die Unterschutzstellung dieser Kulturfläche beginnt am
4. 10. 2010 und endet am 3. 10. 2020.

Widerrufsvorbehalt:
Diese Genehmigung kann widerrufen werden, wenn Rechtsmit-
tel innerhalb eines Monats nach Veröffentlichung im Nds. MBl.
eingelegt und als begründet angesehen werden. 

Widerruf:
Aufgrund der vorgenannten Genehmigung wird die Genehmi-
gung zur Unterschutzstellung der Miesmuschelkulturfläche
„Jappensand II Christoffers“ (K JAD 021) vom 16. 10. 2009
(Nds. MBl. S. 939) widerrufen. Der Widerruf wird erst wirksam,
wenn der Berechtigte die Fläche, die dieser Genehmigung zu-
grunde liegt, nutzt, jedoch spätestens, wenn die Genehmigung
für diese Fläche unanfechtbar geworden ist. Die Genehmigung
für die o. g. widerrufene Fläche ist dem Staatlichen Fischerei-
amt Bremerhaven in jedem Fall unverzüglich im Original zu-
rückzugeben, je nachdem, welcher Fall zuerst eintritt.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Genehmigung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim Verwal-
tungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg,
schriftlich oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin oder
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen.
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Celle

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Biogasanlage Bioenergie Bassen, Oyten)

Bek. d. GAA Celle v. 7. 10. 2010 
— CE000035557-10-022-01 BS/Dr —

Die Bioenergie Bassen GmbH & Co. KG — Erich Schnaken-
berg — aus 28876 Oyten, Oyterdamm 64, hat mit Schreiben
vom 16. 6. 2010 die Erteilung einer Genehmigung gemäß den
§§ 4 und 19 BImSchG in der derzeit geltenden Fassung für die
Errichtung und den Betrieb einer Biogasanlage (Verbren-
nungsmotorenanlage für den Einsatz von Biogas) am Standort
in 28876 Oyten, Borsteler Straße, Gemarkung Bassen, Flur 15,
Flurstück 307/14, beantragt. 

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. Nummer 1.3.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine Vorprüfung des Einzelfalles zu er-
mitteln, ob für das beantragte Vorhaben die Durchführung
einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.

Die Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbständig anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 38/2010 S. 985

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Cuxhaven

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Neue Energie Nindorf GmbH & Co. KG, Visselhövede)

Bek. d. GAA Cuxhaven v. 4. 10. 2010 
— 09-043-01-8.1-Rü —

Die Firma Neue Energie Nindorf GmbH & Co. KG, Zur
Braake 1, 27374 Visselhövede, hat mit Schreiben vom 23. 12.
2009 die Erteilung einer Genehmigung gemäß § 4 i. V. m. § 19
BImSchG in der derzeit geltenden Fassung für die Errichtung
und den Betrieb einer Verbrennungsmotorenanlage am Stand-
ort in 27374 Visselhövede, Gemarkung Visselhövede, Flur 12,
Flurstück 11/41, beantragt. 

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. Nummer 1.3.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine Vorprüfung des Einzelfalles zu er-
mitteln, ob für das beantragte Vorhaben die Durchführung
einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist. 

Die Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbständig anfechtbar. 

— Nds. MBl. Nr. 38/2010 S. 985

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Heideblume-Molkerei Elsdorf-Rotenburg AG, Elsdorf)

Bek. d. GAA Lüneburg v. 24. 9. 2010 
— 4.1-LG000033496-20 krei —

Die Firma Heidblume-Molkerei Elsdorf-Rotenburg AG, Mol-
kereistraße 6, 27404 Elsdorf, hat mit Schreiben vom 5. 8. 2010
die Erteilung einer Genehmigung gemäß § 16 BImSchG in der
derzeit geltenden Fassung für die Änderung einer Anlage zur
Behandlung oder Verarbeitung von Milch mit einem Einsatz
von 200 Tonnen Milch oder mehr je Tag als Jahresdurch-
schnitt am Standort in 27404 Elsdorf, Gemarkung Elsdorf,
Flur 2, Flurstücke 80/1, 84/1, 84/2, 103/12, 100/6, 96/37, 96/23,
96/28, 96/24, 96/29, 96/10, 89/12, 90/4, 89/10, 89/7 und 89/1,
beantragt.

Gegenstand der wesentlichen Änderung sind Errichtung
und Betrieb eines Logistikzentrums.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. Nummer 7.29.1 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine Vorprüfung des Einzelfalles zu er-
mitteln, ob für das beantragte Vorhaben die Durchführung
einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist. 

Die Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbständig anfechtbar. 

— Nds. MBl. Nr. 38/2010 S. 985

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Osnabrück

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Behling Bioenergie GmbH & Co. KG, Menslage)

Bek. d. GAA Osnabrück v. 23. 9. 2010 — 09-027-01/Ev —

Die Behling Bioenergie GmbH & Co. KG, Bomes Weg 3,
49637 Menslage, hat mit Antrag vom 30. 4. 2010 die Erteilung
einer Genehmigung gemäß den §§ 4 und 19 BImSchG in der
derzeit geltenden Fassung zur Errichtung und zum Betrieb ei-
ner Anlage zur Lagerung von brennbaren Gasen mit einem
Fassungsvermögen von 8,558 t einschließlich der Anlagen zur
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Gaserzeugung und -nutzung beantragt. Standort der Anlage
ist das Grundstück in 49637 Menslage, Gemarkung Andorf-
Wierup, Flur 2, Flurstück 72/3.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. Nummer 9.1.4 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine standortbezogene Vorprüfung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforder-
lich ist.

Die Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbständig anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 38/2010 S. 985

Rechtsprechung

Bundesverfassungsgericht

L e i t s a t z
zum Beschluss des Zweiten Senats vom 7. 9. 2010

— 2 BvF 1/09 —

Zu den Grenzen der Informationsbeschaffung des Bundes
bei der Gewährung von Finanzhilfen gemäß Artikel 104 b GG
(hier zu § 6 a des Zukunftsinvestitionsgesetzes).
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Stellenausschreibung

Die Stadt Brake (Unterweser) sucht zum nächstmöglichen Zeit-
punkt 

eine Dezernentin oder einen Dezernenten.

Das Dezernat umfasst zwei Fachbereiche, den Fachbereich „Sport,
Kultur und zentrale Dienste“ und den Fachbereich „Finanzverwal-
tung, Abgaben, Kasse und Neues Kommunales Rechnungswesen“.
Eine Änderung der Aufgabenverteilung bleibt vorbehalten.

Die Stelle ist je nach Vorliegen der persönlichen Voraussetzungen
der Bewerberinnen oder Bewerber mit BesGr. A 13/14 bzw. mit
EntgeltGr. 13/14 TVöD bewertet. 

Die Ausschreibung richtet sich ausdrücklich sowohl an Beamte als
auch an Beschäftigte im Angestelltenverhältnis. Bei Beschäftigten ist
die Berufung in das Beamtenverhältnis möglich; hierfür müssen die
allgemeinen beamtenrechtlichen Voraussetzungen für die Besetzung
einer Planstelle nach BesGr. A 13/14 erfüllt sein.

Es handelt sich um eine Vollzeitstelle; diese ist nicht teilzeitgeeignet.
Zu den Aufgaben gehören:

— die Leitung des Dezernats mit den beiden Fachbereichen,
— die Vertretung des Dezernats in den politischen Gremien,

— die Aufstellung und Ausführung des städtischen Haushalts,
— Bearbeitung grundsätzlicher finanzwirtschaftlicher, abgabenrecht-

licher und kultureller Angelegenheiten der Stadt Brake (Unter-
weser).

Wir erwarten:
— eine mehrjährige einschlägige Berufs- und Führungserfahrung in

den genannten Aufgabengebieten in einer vergleichbaren Organi-
sationseinheit einer Stadt- oder Kreisverwaltung, idealerweise ein
abgeschlossenes Hochschul- oder Fachhochschulstudium mit
wirtschaftswissenschaftlicher Ausrichtung,

— Erfahrung im Umgang mit politischen Gremien,
— hohe Einsatzbereitschaft, Flexibilität, Belastbarkeit, Kooperations-

bereitschaft und Organisationsgeschick,
— Eigeninitiative, Sozialkompetenz und Teamorientierung. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen oder Bewerber werden bei glei-
cher Eignung und Befähigung bevorzugt berücksichtigt.

Detaillierte Fragen zu dieser Ausschreibung beantwortet Ihnen Herr
Bürgermeister Roland Schiefke unter Tel. 04401 102-200. 

Ihre Bewerbung mit den vollständigen Unterlagen und lückenlosen
Tätigkeitsnachweisen richten Sie bitte bis zum 12. 11. 2010 an Herrn
Bürgermeister Roland Schiefke — persönlich —, Stadtverwaltung Bra-
ke (Unterweser), Schrabberdeich 1, 26919 Brake/Unterweser.
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Neuerscheinung

Rose, Joachim, Kommunales Haushaltsrecht Niedersachsen,
erläuterte Textausgabe, 400 Seiten, kartoniert, 35,— EUR,
Deutscher Gemeindeverlag, Kiel, ISBN 978-3-555-01462-3.

Das kommunale Haushaltsrecht wurde mit der Einführung der kom-
munalen Doppik grundlegend geändert. Ab 2012 müssen alle nieder-
sächsischen Kommunen ihre Haushaltswirtschaft auf der Grundlage
des Neuen Kommunalen Rechnungswesens betreiben. Vor diesem
Hintergrund fasst dieses Buch die zentralen Vorschriften für das kom-
munale Haushaltsrecht in Niedersachen zusammen. 

Neben einer umfassenden Einführung, beinhaltet das Buch Auszüge
aus der NGO und der NLO sowie die Gemeindehaushalts- und Kassen-
verordnung, weitere wichtige Erlasse, wie den Krediterlass, den aktu-
ellen Ausführungserlass zur GemHKVO einschließlich der Anlagen
und den Produkt- und Kontenrahmen.

In der Einführung werden prägnant die Inhalte des kommunalen
Haushaltsrechts herausgearbeitet sowie die Zusammenhänge zwi-
schen den Vorschriften erläutert. 

Der Verfasser, Joachim Rose, Kämmerer der Gemeinde Wedemark
und Lehrbeauftragter am Niedersächsischen Studieninstitut für kom-
munale Verwaltung und an der kommunalen Fachhochschule für Ver-
waltung in Niedersachen, hat die Vorschriften durch nützliche,
praxisorientierte Anmerkungen ergänzt. 

Diese Zusammenfassung der Vorschriften über das kommunale
Haushaltsrecht ist ein informativer und nützlicher Begleiter für alle,
die in der kommunalen Praxis und in der Kommunalpolitik im Bereich
Finanzen tätig sind.
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